
Die Qual der Wahl
von Saskia Wolf

Wer in den letzten 2 Monaten Nachrichten verfolgt hat, morgens Radio gehört
oder einfach nur mit offenen Augen durch die Stadt gelaufen ist, dem wird es
zu  Ohren  gekommen  sein.  Am  24.  September  2017  ist  sie  wieder:  Die
Bundestagswahl. Endlich dürfen wir mal wieder eine Entscheidung treffen und
die  Politiker_Innen  scheinen  sich  auch  plötzlich  nur  noch  für  unsere
Bedürfnisse zu interessieren. Doch leider wissen wir um die Wahrheit.  Wir
wissen  um  das  geheuchelte  Spiel.  Daher  haben  Viele  aufgehört,  sich
überhaupt noch für dieses Spektakel zu interessieren. Doch warum halten wir
es dennoch für wichtig, sich dieses Spektakel genauer anzuschauen und an
dieser so sinnlos scheinenden Wahl teilzunehmen? Was haben wir Jugendliche
davon, an der Bundestagswahl teilzunehmen, zudem ein großer Teil von uns
keine Stimme abgeben kann? Und selbst wenn wir könnten, was wählen wir da
überhaupt?

Dieses  Jahr  treten 30 Parteien  zunächst  gegeneinander  an,  um am Ende
gemeinsam zu regieren. Die geläufigsten sind die CDU, SPD, Die LINKE, Grüne,
FDP und AfD. Zusätzlich stellen die benannten Parteien Direktkandidat_Innen,
die dann einen bestimmten Wahlkreis vertreten sollen. Um sie dreht sich das
laufende  Spektakel  in  unseren  Medien.  Sie  alle  wollen  einen  großen  Einfluss
im Bundestag  erringen.  Dieser  stellt  sich  nämlich  aus  unseren  Erst-  und
Zweitstimmen  zusammen.  Mit  unserer  Erststimme  wählen  wir  eine/n  der
Direktkandidat_Innen, die/der für einen Wahlkreis im Bundestag einziehen soll.
Am Ende zählt die relative Mehrheit. Unsere Zweitstimme geht an eine der 30
Parteien und geht dann mit in die Landesliste ein. Am Ende erhält jede Partei
einen bundesweiten Prozentsatz. Mit diesem zieht sie dann in den Bundestag,
denn  der  Prozentsatz  stellt  die  Anzahl  an  Parlamentssitzen  dar.  Die
Zweitstimme ist daher auch wichtiger als die Erststimme.Doch was macht der
Bundestag überhaupt, wieso streiten die Politiker sich so um unsere Stimmen?
Der Bundestag stellt  die Legislative des Gewaltenprinzips der bürgerlichen
Demokratie  dar.  Das  bedeutet,  die  gesetzgebende  Gewalt.  Hier  werden
sozusagen  alle  Gesetze  erstellt,  die  uns  in  der  Vergangenheit  so  viel
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Ungerechtigkeit  eingebracht  haben.  Die  für  den  Sozialabbau  und  die
Umverteilung des Geldes von unten nach oben verantwortlich sind und unsere
Arbeits-,  Ausbildungs–und  Wohnverhältnisse  weiter  verschlechtern.  Begriffe
wie Harzt IV, die zunehmende Gentrifizierung, die stärkere Überwachung und
Kriegsführung sind Ergebnisse daraus. Zu den Aufgabenbereichen gehören
Gesetzgebung,  Bundeshaushalt,  Kontrolle  der  Regierungsarbeit,
Entscheidungen über Bundeswehreinsätze und zu guter Letzt die Wahl der/des
Bundeskanzler_In/s.  Diese/r  stellt  dann  die  Bundesregierung  auf,  die  die
Gesetze in praktische Politik umsetzt und ausführt. Die Judikative überwacht
als rechtsprechende Gewalt und wird vom Bundes-und Landesgericht gestellt.

Aber warum sich nun dafür interessieren?
Letztlich  haben wir  also  nur  sehr  wenig  Einfluss  auf  die  Machtverteilung und
die zukünftigen Geschehnisse in der Politik. In der marxistischen Theorie ist
der bürgerliche Staat an sich ein Organ der Klassenherrschaft, der nicht von
„oben“  ensteht,  sondern  aus  einem  bestimmten  Entwicklungsstand  der
Gesellschaft. Im aktuellen Fall ist er das Organ der Kapitalist_Innenklasse und
versucht Klassenkämpfe zu mildern, damit das System nicht zerbricht. Also
versucht er die Unterdrückung der Arbeiter_innen durch die Kapitalist_innen
zu festigen und zu verschleiern.

Aber  warum  sich  dann  um  so  einen  aufgesetzten  Mist  scheren?
Wahlergebnisse  sind  immer  ein  Ausdruck  über  das  Kräfteverhältnis  der
Gesellschaft und das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse. Das ist auch der
Grund,  warum  wir  uns  mit  den  Wahlen  und  ihren  Ergebnissen
auseinandersetzen müssen -auch als Jugendliche. Beispielsweise zeigen die
Wahlkampfspenden  der  großen  Unternehmer_Innen  und  Firmen  an  die
CDU/CSU und die FDP auf, dass die deutschen Kapitalist_Innen sich großteils
von diesen Kräften repräsentiert sehen und diese unterstützen. Oder anders:
Sicherlich,  Die  Linke  würde  an  der  Regierung  auch  abschieben  oder
Sozialabbau betreiben, so wie sie es in Berlin oder Thüringen tut als sie an der
Regierung war. Aber: ihre Wähler_Innenschaft hat sie nicht deswegen gewählt,
sondern weil sie sich dagegen positionieren. Anders als bei CDU, CSU, FDP
oder gar AfD.



Also das „kleinere Übel“ wählen? Nein. Wir fordern nicht dazu auf, die Linke zu
wählen, weil sie unserem Verständnis nach das „kleinere“ Übel ist, sondern
wir  benutzen  das  Mittel  der  kritischen  Wahlunterstützung  um  ihre
Wähler_Innenschaft  ansprechen wollen.  Viele ihrer Mitglieder_Innen sind in
sozialen Bewegungen und Gewerkschaften aktiv. Sie glauben tatsächlich an
die Forderungen ihrer Partei (Weg mit Hartz IV, soziale Absicherungen, Rente
mit 60, Runter mit den Mieten, Nein zum Krieg), wollen sie umgesetzt sehen
und Manche glauben, dass man mit Reformen im Parlament Stück für Stück zu
Sozialismus kommt. Daran glauben wir nicht. Die Herrschenden werden nicht
zulassen, dass man sich langsam den Sozialismus erschleicht. Dennoch: Die
Versprechungen der Linkspartei sollen in der Praxis überprüft werden und wir
wollen die Mitglieder und Wähler_Innen in einen Widerspruch bringen. Denn
für uns sind sie einer der bewusstesten Teile der Arbeiter_Innenklasse, die wir
für  unsere  Politik  gewinnen  wollen.  Das  geht  unserer  Meinung  nach  am
besten, wenn man die Politik der Linkspartei in der Praxis überprüft und eine
klare,  antikapitalistische  Alternative  bietet,  die  keine  Illusionen  in  das
Parlament hat und „mitregieren“,a also letztenendes „mitverwalten“ möchte.
Wer wirklich etwas ändern möchte, muss aktiv werden und sich den Kämpfen
gegen Ausbeutung, Krieg und Unterdrückung anschließen und die Ursache an
der Wurzel packen. Es ist unsere Zukunft bei der gerade wir Jugendliche am
wenigsten  zu  sagen  haben.  Wir  leiden  unter  diesen  politischen
Fehlentscheidungen als erstes, sind die ersten, die ihren Job verlieren und die
letzten die  eine  Wohnung bekommen.  Diese  Zustände gilt  es  zu  ändern,
deswegen geht uns der ganze Mist was an!

Von  Charlottesville  nach
Spandau:  Kein  Fußbreit  den
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Faschist_Innen!
In  der  Nacht  vom Freitag  dem 11.08  zu  Samstag  wurde  von  mehreren
faschistischen  und  rassistischen  Organisationen  ein  Fackelmarsch  mit
mehreren hunderten Teilnehmern veranstaltet bei dem es zu gewaltsamen
Übergriffen auf Gegendemonstrant_Innen kam. Am darauffolgenden Tag fand
eine  teilweise  mit  Sturmgewehren  bewaffnete  Demonstration  unter  dem
Motto: „Unite the Right“ (Vereint die Rechte) statt. Bei dieser kam es zu
gewaltsamen Angriffen auf die Gegendemo, welche darin eskalierte, dass ein
Faschist  in  die  Gegendemo fuhr  und eine Gewerkschaftsaktivistin  tötete,
sowie 19 weitere Menschen verletzte. Die Reaktion der Trump-Regierung
war eine Kritik der Gewalt „von vielen Seiten“ und löste heftige Kritik selbst
in der Republikanischen Partei aus.

Anlass der Demonstration war der Beschluss der Stadt, eine Statue eines
konföderierten  Generals  (also  eines  Generals  der  Südstaaten,  die  im
amerikanischen Bürgerkrieg für die Beibehaltung der Sklaverei kämpften)
abzureißen.

Diese  neue  Qualität  rechter  Gewalt  ist  als  Teil  der  Serie  rechter
Mobilisierungen und Gewalttaten zu sehen wie wir sie unter anderem in
Form des Massakers in Odessa oder der Terrorserie des NSU mitansehen
mussten.  Jetzt  ist  es  offensichtlicher  denn je,  das  die  Notwendigkeit  für
organisierten  Selbstschutz  besteht.  Wenn  die  Rechte  bewaffnet  und
organisiert Auftritt und Antifaschisten ungehindert angreifen, verletzen und
sogar  töten  kann  muss  dem  mit  demokratisch  organisierten
Selbstverteidigungsstrukturen entgegengetreten werden. In den USA wie in
anderen  Staaten  haben  die  bürgerlichen  Regierungen  klar  gemacht  auf
welcher Seite sie stehen und das von Ihnen keine Hilfe im Kampf gegen
Faschismus  und  Reaktion  zu  erwarten  ist.  Wir  müssen  selbst  unsere
Verteigung organisieren, denn es wird niemand für uns tun. Wir müssen
selbst den Kampf in die Hand nehmen und auf die Straße tragen. Wir müssen
selbst anfangen den Aufbau einer antikapitalistischen, antifaschistischen und
demokratisch-organisierten Massenbewegung voranzutreiben.
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Gerade mit Blick der Mobilisierungserfolge der Rechten ist auch der rechte
Aufmarsch in Gedenken an Rudolf Hess, für den seitens der Rechten
international mobilisiert wird. Dabei Gedenken sie einem Stellvertreter
Hitlers, der biszuletzt uneinsichtig in einem Militärgefängnis in Spandau
einsaß. Die Neonazis versuchen dabei den Selbstmord Hess‘ als Mord zu
verklären. Dieser stellt vorallem in der militanten Neonazi-Szene einen
wichtigen Bezugspunkt dar,an dem auch der NSU in frühen Jahren
teilgenommen hat. Gerade Vorfälle wie in Charlottesville geben, ein
internationales Symbol für die rechte Bewegung und motivieren und
bestärken so die aufsteigenden Rechten Bewegungen weltweit. Genau Jetzt
und Genau hier gilt es zu zeigen das die Rechten Bewegungen nicht nur
Erfolge verzeichnen können. Genau Jetzt und genau Hier gilt es zu zeigen
das die Faschos nicht überall laufen können wo sie wollen. Genau jetzt ist es
notwendig den Aufmarsch am Samstag zo verhindern, und ein internationales
Zeichen zu setzen, das die Rechten auch zerschlagen werden können.

Bild: newsweek.com

Warum  sollten  Jugendliche
gegen G20 protestieren?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

 

Jährlich verhungern 8,8 Millionen Menschen. 1,2 Milliarden Menschen haben
nicht mehr als 1€ pro Tag zur Verfügung. Wenn wir die Umwelt weiter wie
bisher zerstören, brauchen wir bis 2035 spätestens eine zweite Erde. Und
das sind nur einige der Probleme, die wir hier haben.
Doch was hat das Ganze mit dem G20-Gipfel am 7. und 8. Juni in Hamburg zu
tun? Ganz einfach: Dieser Gipfel ist die Spitze des Eisbergs. Die mächtigsten
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Staatsoberhäupter, unzählige Lobbyist_Innen und Institutionen wie der IWF
kommen zusammen, reden über die Probleme der Welt und versuchen dabei,
ihre eigenen Interessen durchzusetzen.
Unter der Wasseroberfläche ist aber der gigantische Klotz an Problemen, die
sie mit ihrer Politik produzieren: Hunger, Umweltzerstörung, Krieg, Armut
und Ausbeutung. Aber warum sollten wir Jugendliche gegen den G20 Gipfel
protestieren? Weil wir diejenigen sind, die unter der aktuellen Politik und
ihren Folgen leiden müssen!

 

Die Situation ist angespannt…
 

Das Bild, was die G20-Teilnehmer_Innen in der Vergangenheit nach Außen
getragen haben, ist am bröckeln. Ursprünglich entstand das Treffen aus der
Not heraus: Die Weltwirtschaftskrise 2008/09 erforderte, dass vorher schon
existierende  Treffen  der  Finanzminister_Innen  so  umzuformen,  dass  sich
stattdessen alle Staatsoberhäupter treffen.

 

Doch seitdem ist viel passiert: Mit dem Ukraine-Konflikt ist Russland aus den
G8 Staaten geflogen, als Zeichen, dass es seine Politik nicht einfach so ohne
Folgen umsetzen kann. Trump ist Präsident und droht offen anderen Ländern
mit Krieg. Das sind nur einige Beispiele für die zunehmenden internationalen
Spannungen, die das schöne Bild der Nationen, die „gemeinsam“ versuchen,
die Probleme der Welt zu lösen, ins Wanken geraten lässt.

 

Aber warum ist das eigentlich so?
 

Oben schon mal  am Rande erwähnt,  müssen wir,  wenn wir  diese Frage



beantworten  wollen,  uns  die  Weltwirtschaftskrise  2008/09  ein  bisschen
genauer anschauen. Während wir hier in Deutschland nicht besonders viel
von dieser Krise gemerkt haben und uns höchstens daran erinnern, dass man
sich als Reaktion darauf ein neues Auto billiger anschaffen konnte, sieht das
in anderen Ländern ganz anders aus.

 

Ein Beispiel, das besonders deutlich macht, dass so eine Krise existiert und
zu  Lasten  der  Bevölkerung  geht,  ist  Griechenland.  Die  angeblichen
„Rettungspakte“ sind an Sparmaßnahmen geknüpft, die die Bevölkerung dort
in massive Armut gestürzt haben. So sind aktuell immernoch knapp 50% der
Jugendlichen arbeitslos und über 300 000 Angestellte verdienen im Monat
gerade mal zwischen 100 und 400€. Und das, obwohl viele von ihnen in ihrer
Stelle informell zu einer 40-Stunden Woche gezwungen werden!
Auch in anderen Ländern wie Spanien hat die Krise hart zugeschlagen. In
Frankreich  ein  bisschen  weniger,  aber  immernoch  genug,  um  den
französischen Imperialismus langfristig zu schwächen. Im Zuge dessen sind
gerade im Bereich der Bildung massive Kürzungen gefahren worden. Zudem
haben Jugendliche und auch Frauen massiv ihre Jobs verloren oder haben
aufgrund der Ausweitung von Leih- und Zeitarbeit eine unsichere, schlecht
bezahlte Zukunftperspektive aufgetischt bekommen. Aber mit der Krise sind
nicht nur Angriffe auf uns einher gegangen. Sie hat auch dafür gesorgt, dass
eine internationale  Konkurrenz sich verschärft  und daraus einige andere
Dinge ins Rollen gekommen sind…

 

Internationaler Rechtsruck
 

Ob  Trump,  LePen,  Erdogan  oder  May:  Überall  auf  der  Welt  sehen  wir
Rassist_Innen  und  rechte  Populist_Innen  im  Auschwung  oder  an  der
Regierung. Nationaler Chauvinismus, sowie dumme Stereotype nehmen zu.
Mit  ihnen  kommt  auch  der  Ruf,  die  Grenzen  zu  schließen,  massenhaft



Menschen abzuschieben und Geflüchtete und Migrant_Innen zu Menschen
zweiter Klasse herabzusetzen.

 

Warum? Verkürzt kann man sagen, dass insbesondere kleinere Firmen, also
mittelständische Unternehmen, Angst haben, ihre Stellung zu verlieren. Die
zunehmende Monopolisierung, aber halt auch die Auswirkungen der Krise
befeuern ihre  Angst,  sozial  abzusteigen und selber  zu Arbeiter_Innen zu
werden.  Deswegen  fangen  sie  an,  herumzubrüllen:  Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich zu schützen. Kurz gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um
nicht  ihren  Reichtum  zu  verlieren;  sich  gegen  die  internationale,
arbeitsteilige Struktur des Gesellschaftssystems stellen. Weil es zusätzlich im
Großteil der Welt keine starke Linke gibt, die eine klare Kante gegen den
Rassismus stellt und gleichzeitig Forderungen aufgreift, die die Situation von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  verbessern  würde,  rutschen  dann  auch
Teile dieser nach rechts. Dabei hat dieser Rechtsruck für uns Jugendliche
ziemlich beschissene Folgen! Für Manche von uns bedeutet das, dass sie
selbst  oder ihre Freund_Innen in Kriegs-  und Krisengebiete abgeschoben
werden.  Das  Schließen  der  Grenzen  bedeutet  eine  Einschränkung  der
Bewegungsfreiheit für uns Alle.

 

Daneben  bedeutet  das  Erstarken  der  Rechten  auch  eine  physische
Bedrohung für Menschen mit Migrationshintergrund, sowie Linke. Dass das
nicht aus der Luft gegriffen ist, sehen wir, wenn wir einen Blick nach Polen
werfen. Dort werden regelmäßig Linke von Faschist_Innen gejagt. Aber auch
hier in Deutschland hat sich in den letzten zwei Jahren etwas verändert.
Während die NDP noch in den 90ern für den Slogan „Kriminielle Ausländer
abschieben!“ verachtet wurde, ist das Heute gängige Praxis. Auch häufen
sich  rechte  Straftaten  und  physische  Angriffe.  Brandanschläge  auf
Unterkünfte von Geflüchteten haben sich in den letzten 3 Jahren mehr als
verdoppelt. Das wollen wir nicht hinnehmen! Bei den Gegenprotesten zu G20
kämpfen wir für offene Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für Alle! Wir



kämpfen gegen das Erstarken der Rassist_Innen und Rechtspopulist_Innen
und die Politik, die ihr entstehen überhaupt erst ermöglicht!

 

Kampf um die Neuaufteilung der Welt
 

Aber  das  ist  nicht  Alles:  Gleichzeitig  zum  Rassismus  steigt  auch  die
Militarisierung.  Die  aktuellen  Schlagzeilen  lassen  bei  uns  ein  mulmiges
Gefühl  entstehen,  wenn  wir  die  Zeitung  aufschlagen  oder  uns  die
Nachrichten anhören. Ob nun der Krieg in Syrien, die Grabkämpfe zwischen
China und den USA im Pazifik oder die Sanktionen gegen Russland. Weltweit
scheint der Frieden zu bröckeln. Allein in den Konflikten in Afghanistan, dem
Iran, der Ukraine und Syrien sind über 3 050 000 Menschen gestorben und
einige dieser Konflikte fordern auch heute noch regelmäßig Tote. In jeder
dieser Auseinandersetzungen waren übrigens mehrere G20-Staaten beteiligt
und haben versucht, ihr eigenes Interesse durchzusetzen, wie beispielsweise
die USA und Russland in Syrien und der Ukraine.

 

Nicht  besser  wird  das  Ganze  dadurch,  dass  parallel  die  weltweiten
Rüstungsausgaben steigen, Truppen verschoben werden und die Werbung
für’s Militär mehr und mehr in den Alltag rückt. Sei es nun in China, wo die
Volksbefreiungsarmee mit Rapvideos für sich wirbt oder in Deutschland, wo
die  Bundeswehr  zu  kostenlosen  IT-Camps  mit  Videospielen  einlädt.  Dies
passiert  wiederum  kurz  gesagt  deswegen,  weil  die  Möglichkeit,  andere
Länder  auszubeuten,  sich  mehr  und  mehr  erschöpft  und  der
Verteilungskampf  auf  direkterer  Ebene  geführt  wird.

 

Für uns bedeutet dass, dass wir zusehen müssen wie immer mehr und mehr
Geld in die Waffenindustrie geblasen wird, während es an andere Stelle fehlt.
Letztendlich bedeutet es auch, dass wir im Falle eines Krieges unser Leben



für eine Politik, die wir nicht zu verantworten haben und Profite, die wir nie
zu Gesicht bekommen, geben müssen.

 

Deswegen sagen wir:  Krieg  dem Krieg!  Raus  mit  allen  imperialistischen
Truppen,  stoppt  die  Waffenexporte!  Kein  Mensch,  kein  Cent  dem
Militarismus!
All diese Dinge zeigen uns, dass die Tagesordnung der G20 nichts als heiße
Luft ist. Klar: Sie sprechen schon über die Umweltzerstörung, Gesundheit
und die Frage, wie sie das Wirtschaftswachstum ankurbeln können. Aber
dabei  sind  sie  nicht  an  unserer  Zukunft  interessiert,  sondern  an  ihren
Profiten! Wenn’s nach denen geht, dann sind Krieg, Armut und Ausbeutung
eine tolle Sache! Schließlich nützt ihnen das am meisten. Aber wie können
wir eigentlich klar machen, was unsere Position ist?

 

Widerstand ja — aber wie?
 

In der Vergangenheit appellierten NGO’s wie Greenpeace, Netzwerke wie
Attac, Gewerkschaften und sozialdemokratische Parteien wie die SPD oder
die  Linkspartei  immer wieder an das Gewissen von G8 oder G20.  Diese
Appelle  weckten  die  Illusion,  dass  die  Welt  innerhalb  des  Kapitalismus,
gemeinsam mit den Herrschenden der G-Staaten, grundlegend zu verbessern
wäre.

 

Die  vergangenen  Jahre  haben  aber  gezeigt,  dass  unsere  Rechte  und
Interessen  nur  gegen  sie  mit  massivem  Widerstand  verteidigt  werden
konnten.  Streiks,  Demonstrationen  und  Besetzungen  waren  erfolgreiche
Mittel.  Mit  netten  Bitten,  dass  die  Kapitalist_Innen  mal  eben  auf  ihren
Gewinn verzichten oder mal einer energischen Rede auf einer Kundgebung,
die im Nichts verhallt, haben wir nicht besonders viel Erfolg.



 

Uns  muss  klar  sein:  Die  Vertreter_Innen  der  G20  repräsentieren  das
Interesse der 1% der Weltbevölkerung, die 80% des Reichtums besitzt. Die
wollen nicht gemeinsam mit uns die Welt verbessern, die wollen sie und uns
gegen unseren Willen ausrauben!

 

Was es braucht, das ist Druck. Druck durch massenhaftes, militantes und
organisiertes Auftreten. Druck durch den Großteil der Bevölkerung. Aber das
erreichen  wir  nicht  einfach  so.  Für  eine  große  Mobilisierung  bedarf  es
Basiskomittees, die wir an den Orten aufbauen, an denen wir uns tagtäglich
aufhalten müssen. Also der Schule, den Unis und Betrieben. Dort kann es
dann Vollversammlungen, Veranstaltungen und Diskussionen über den G20-
Gipfel  geben,  um eine breite  Mobilisierung zu gewährleisten.  Hierbei  ist
ebenfalls anzumerken, dass, auch wenn wir die Politik der obengenannten
Organisationen  nicht  teilen,  wir  die  Notwendigkeit  im  gemeinsamen
Widerstand gegen die Folgen der Krise und ihre Verursacher_Innen sehen.
Gerade  aktuell,  wo  die  Konkurrenz  und  Streitigkeiten  unter  den
Herrschenden  zunehmen,  müssen  wir  gemeinsam  mi t  der
Arbeiter_Innenklasse  und  ihren  Organisationen  Einigkeit  in  der  Aktion
zeigen.

 

Und über die Gegenproteste hinaus?
 

Nach den G20-Gipfel-Protesten wird der Kapitalismus nicht gestürzt sein.
Aber was muss man eigentlich dafür tun, dass das klappt? Unserer Meinung
nach bedarf es einer Organisation mit einem revolutionären Programm, die
bewusst in Bewegungen und aktuelle Kämpfe eingreift und eine Perspektive
aufwirft.  Dabei ist das Programm zwar in Schrift festgehalten, aber noch
lange nicht in Stein gemeißelt! Jeder Mensch mit revolutionären Anspruch
muss  sich  vornehmen,  seine  Politik  in  der  Praxis  zu  überprüfen,  sich



weiterzuentwickeln  und  seine  Fehler  einzugestehen.  Nur  so  kann  man
verhindern, dass man Politik macht, die nicht an der Realität vorbei geht.
Trotzdem  ist  es  wichtig,  eine  gemeinsame  Grundlage  für  die  Arbeit
miteinander  zu  haben  und  aus  den  Fehlern,  die  in  der  Vergangenheit
gemacht  wurden,  zu  lernen.  Deswegen  erachten  wir  ein  Programm
überhaupt  als  notwendig.

 

Aber das ist noch nicht Alles. Überall auf der Welt gibt es Jugendliche, die
ihre  Situation  nicht  einfach  so  hinnehmen  wollen.  Beispielsweise  die
Jugendlichen in Brasilien. Die haben im vergangenen Herbst mehr als 1000
Schulen und 100 Universitäten besetzt als Zeichen des Protests gegen eine
geplante  Bi ldungsreform,  bei  der  unter  anderem  sämtl iche
gesellschaftswissenschaftliche  Fächer  gestrichen  werden  sollten.  Die
brasilianische Jugend ist aber nicht bei den Besetzungen stehen geblieben.
Sie haben ihre Proteste an die „Fora-Temer“-Bewegung angeschlossen (heißt
soviel wie „Gegen-Temer“). Temer ist der Präsident, der sich im vergangenen
Jahr  an  die  Regierung  geputscht  hat  und  versucht,  die  Sparpakete
durchzusetzen. Diese Bewegung hat am 28. April einen Generalstreik gegen
die Kürzungen getragen, bei der sich 40 Millionen Menschen beteiligt haben!
Auch in anderen Ländern können wir sehen, wie Jugendliche für ihre Rechte
kämpfen. Sei es nun in Spanien, Südafrika, Palästina oder Frankreich und
der Türkei.

 

Was damit gesagt werden soll, ist Folgendes: Der Kapitalismus ist auf der
ganzen Welt zu finden. Wenn wir ihn stürzen wollen, dann müssen wir uns
ebenfalls  international  organisieren  und  die  internationalen  Kämpfe  der
Jugend zusammenführen,  sowie  gemeinsam Antwort  auf  die  brennensten
Fragen der Jugendlichen auf der ganzen Welt geben. Deswegen werfen wir
von  REVOLUTION  die  Forderung  zur  Gründung  einer  neuen
Jugendinternationale  auf,  die  genau  das  umsetzt.

 



Lasst  die  Reichen für  ihre  Krise  zahlen!  Keine  Bankenrettungen,
Subventionen  für  Unternehmen  etc.  auf  Kosten  der  Jugend,  der
Arbeiter_Innenklasse und der einfachen Bevölkerung!
Gegen Lohnkürzungen, Entlassungen und Werksschließungen – Für
die  Verstaatlichung  von  Betrieben,  die  solche  Maßnahmen
durchsetzen  wollen  unter  Arbeiter_Innenkontrolle!
Stoppt  die  Sparpakete,  Schluss  mit  Sozialkahlschlag  und
Bildungsabbau!  Stattdessen:  Für  ein  Programm  gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  wie  dem  Ausbau  des  öffentlichen  Nah  -und
Fernverkehrs  und  regenerativer  Energien,  sowie  dem Bau  neuer
Schulen,  Universitäten,  Krankenhäuser,  Freizeit-  und
Kultureinrichtungen! Bezahlt werden soll das aus dem Reichtum und
den Profiten der Kapitalist_Innen!
Stoppt  die  imperialistischen  Kriegseinsätze,  Schluss  mit  den
Waffenexporten!
K a m p f  d e m  R a s s i s m u s !  F ü r  o f f e n e  G r e n z e n ,
Staatsbürger_Innenrechte  für  alle  und  Selbstverteidungskomittees
von Arbeiter_Innen, Jugendlichen und Gefllüchteten!
Schluss  mit  dem  Ringen  um  Profite  über  Spekulationen  –
Verstaatlichung  des  Bankenwesens  zu  einer  Zentralbank  unter
Arbeiter_innenkontrolle!
Lasst uns für diese Forderungen und gegen die Angriffe des Kapitals
und  der  G20  kämpfen  –  für  Massenmobilisierungen  von
Gewerkschaften, Arbeiter_Innenparteien und Linken gegen die Krise,
international! Für die internationale Koordination von Besetzungen
und Generalstreiks!

 

Exklusiv: gute Frage – gute Antwort

Warum ist Deutschland nicht so stark von der



Krise betroffen?
 

Zum Einen liegt das daran, dass ein größerer Angriff auf uns Arbeiter_Innen
und Jugendliche bereits vor 2008/09 gefahren worden ist: die Agenda 2010.
Einige von euch haben den Begriff vielleicht schonmal gehört in Verbindung
mit  HartzIV.  Aber  das  war  nicht  das  Einzige,  was  im  Rahmen  dieser
Sparmaßnahme  mit  eingeführt  worden  ist.  Auch  die  Zahl  an  Leih-  und
Zeitarbeit  ist  seitdem in  die  Höhe  gestiegen.  Zusätzlich  wurde  auch  an
sozialen  Einrichtungen  ordentlich  gespart.  In  großen  Städten  müssen
Jugendzentren  und  Freiräume  Investoren  weichen,  damit  diese  mit
überteuerten Lofts Geld verdienen können. Auf Döfern sieht’s da nicht besser
aus.  Daneben  sind  die  Reallöhne  gesunken  und  haben  damit  die
Auswirkungen  der  Kise  für  die  Kapitalist_Innen  abgefedert.

 

Zum Anderen ist aber auch klar zu sagen, dass der deutsche Imperialismus
deutlich von der Krise profitiert hat. Während andere Länder in der Krise
gesteckt haben und von der EU (unter dem Drängen von Deutschland) Spar-
und  Rettungspakete  auflerlegt  bekommen  haben,  haben  sich  deutsche
Firmen an den Auswirkungen der Krise bereichert. Siehe dazu auch unseren
Artikel „Was ist Imperialismus?“ (S. 11)

 

Wenn’s keine Suppe mehr gibt,

http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/was-ist-eigentlich-imperialismus/
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werden die Reichen gegessen!
REVOLUTION BERLIN

 

Gestern in der U-bahn habe ich im Berliner Fenster die Meldung gesehen:
“Tempelhofer  Suppenküche  wird  geschlossen”.  Die  Stadt  möchte  den
Nutzungsvertrag  mit  dem  Betreiber  nicht  verlängern.  Die  Tempelhofer
Suppenküche gibt immer Sonntags warmes Essen und weitere Lebensmittel
an 150 Menschen aus. Die Begründung des Bezirks ist zynisch: Die Nutzung
als Suppenküche entspräche nicht der Bestimmung als Jugendeinrichtung.
Eine Suppenküche einzusparen heißt den Menschen bei denen das Geld (vor
allem jetzt am Monatsende) nicht reicht, das Essen wegzunehmen. Wenn der
sogenannte „Sozialstaat“ es zulässt, dass Menschen nicht genug Geld für
Essen, Kleidung, Unterkunft und soziale Teilhabe haben, dann ist es zynisch
wenn er Einrichtungen mit Verweis auf den „Jugendbezug“ schließt. Denn
auch die Jugend ist betroffen:
Kinder  und  Jugendliche  bekommen  beispielsweise  weniger  Hartz  IV  als
Erwachsene,  auch wenn ein_e 16 Jährige_r  bestimmt schon die  gleichen
Bedürfnisse wie ein_e 26 Jährig_e hat,  was die Grundversorgung betrifft.
Wird Nachhilfe notwendig, oder die Klassenfahrt steht an, wird es immer
schwierig bis unmöglich, das nötige Geld aufzutreiben. Wir als Jugendliche
sind bis  zu unserem ersten eigenen Einkommen auf die Familie und die
Versorgung durch die Eltern angewiesen, ob wir wollen oder nicht. Wenn das
Geld nicht reicht, dann reicht es für uns schon lange nicht.

 

Berlinweit  wurden in  letzter  Zeit  vor  allem nach der  Krise  2008 soziale
Einrichtungen gekürzt, seien es Jugendzentren, Obdachlosenheime oder nun
auch  Suppenküchen.  Gleichzeitig  werden  Sozialwohnungen  an  private
Investoren  verhökert.  Diese  werden  dann  zu  unbezahlbaren  Lofts  oder
Ferienwohnungen  umgebaut.  Teilweise  stehen  sie  sogar  leer  und  sind
sogenannte „Spekulationsobjekte“, die Mieten in die Höhe steigen lassen.
Der Senat hat sich bisher immer nur dann verlässlich gezeigt, wenn es um

https://onesolutionrevolution.de/wenns-keine-suppe-mehr-gibt-werden-die-reichen-gegessen/


die Vorteile der Reichen und die Belange der Firmeninhaber geht. Wir haben
es satt, immer die Rechnungen zuzahlen.

 

Gegen die Abhängigkeit von der Familie, wir wollen unsere
Zukunft selber gestalten! Für ein Mindesteinkommen, Essen
und  Unterkunft  für  alle  Schüler_Innen  und  Studierenden.
Schluss mit der Bevormundung & Schluss mit unterbezalten
Praktika, Aushilfjobs und Ausbildungsplätzen!

 

Berlin gehört uns: Schluss mit dem Bau von teuren Luxuslofts
&  Ferienwohnungen!  Für  den  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  und  die  Enteignung  von  leerstehenden
Immobilionen  und  Spekulationsobjekten!

 

Für den massiven Ausbau von Jugendzentren, Parkanlagen,
das Recht auf Freizeit und Jugendkultur, bezahlt durch die
Besteuerung
von Reichtum und Kapital!

 

Organisiere dich gegen die Kürzungen. Für eine unabhängige Stimme der
Jugend. Lasst die Reichen bezahlen!

 



Bericht  vom  Schulstreik  des
Refugee  Schul-  &  Unistreik
Berlin
VON REVOLUTION BERLIN

Heute demonstrierten 3000 Schüler_Innen und Jugendliche in Berlin gegen
Rassismus und die AfD.  Bei  gutem Wetter  trugen wir  unsere Ablehnung
gegenüber neuen Verschärfungen der Asylgesetze und der staatlichen wie
gesellschaftlichen Hetzte gegen Muslime und Geflüchtete lautstark auf die
Straße.

https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/d/d8/Winterhilfe_Schweiz_-_Suppenkueche.jpg
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Vom  Roten  Rathaus  aus  zogen  wir  durch  den  Prenzlauer  Berg  in  den
Wedding.

Zum Auftakt der Demo griffen wir am Roten Rathaus die rassistische Politik
der berliner Landesregierung an. Weiter ging es zum Verein „Zivile Koalition
e.V.“ welcher die antifeministischen und sexistischen Demonstrationen die
sich „Marsch für das Leben“ nennen mit  organisiert.  Der Verein ist  seit
seiner Gründung durch Beatrix von Storch ein Sporachrohr der AfD.
Kurz  danach  erreichten  wir  die  Wohnung  von  Beatrix  von  Storch.  Hier
wurden mehrere Redebeiträge über und vorallem gegen die AfD gehalten.
Vom Zionskirchplatz aus zog die Demo dann weiter zum Mauerpark. Dort
fand am 03. September ein rassistisch motivierter Angriff von ca. 200 BFC
Dynamo Fans auf eine Gruppe Kameruner_Innen statt, welche sich im Park
zum Grillen trafen. Die berliner Polizei war an diesem Abend im Mauerpark
anwesend,  doch  schritt  sie  nicht  ein,  als  die  Rassisten  angriffen.  Im
Nachhinein hat die Polizei die Vorfälle geleugnet und bestritten dass es einen
Angriff und Verletzte gegeben hätte.

Vom Mauerpark  aus  ging  es  weiter  zur  Bernauer  Straße,  wo  sich  eine
Gedenkstätte für die innerdeutsche Grenze befindet. An dieser Stelle griffen
wir  das  europäische  Grenzregime  und  das  kalkulierte  Morden  an  den
Außengrenzen der EU an. Getreu dem Motto der Demo „Keine Grenze steht
für immer“ forderten wir sichere und legale Einreisemöglichkeiten für alle
Schutzsuchenden nach Europa!

Weiter ging es dann zur Ernst Reuter Schule, welche in den vergangenen
Jahren traurige Berühmtheit erlangt hat und ein Spielfeld für die rassistische
Bildungspolitik Berlins ist.  Wir solidarisierten uns mit den Schüler_Innen,
welche ihre festungsähnliche Schule nicht verlassen konnten, um mit uns
zusammen zu demonstrieren.
Abschließend zogen wir durch das Brunnenviertel. Hier tobt sich aktuell das
spekulative Finanzkapital aus und gentrifiziert den Kiez. Mietverträge, die
eigentlich zum sozialen Wohnungsbau gehörten, werden nicht verlängert und
die  Bewohner_Innen aus  ihrem Kiez  verdängt.  Wir  fordeten  bezahlbaren



Wohnaum für alle, nicht nur für Bonzen und deren Kinder.
Kurz darauf fand die Demo ihr Ende am Gesundbrunnen.

Unser  Block  war  mit  ca.  500  Schüler_Innen  und  vielen  afghanischen
Geflüchteten laut und kämpferisch.

Weitere Bilder vom Block findet ihr auf Facebook

Doch  was  bleibt  nach  einem  Schulstreik?  Leider  ist  die  AfD  im
Abgeordnetenhaus,  deswegen gilt  es  den Kampf  für  eine antirassistische
Alternative  direkt  an  die  Schule  zu  tragen!  Dafür  bieten  wir  euch  am
Dienstag (04.10.2016) eine Veranstaltung im A17 (Admiralstraße 17, Räume
des KPDRZ, nähe U-Kottbusser Tor)  an.  Dort wollen wir gemeinsam den
Schulstreik auswerten, einen kurzen Blick in die anderen Städte werfen um
zu sehen was noch so ging am Aktionstag von Jugend gegen Rassismus​ und
anschließend mit euch über Perspektiven diskutieren. Anschließend könnt ihr
gerne noch auf ein kühles Getränk und einen Teller veganes Essen bleiben
um uns besser kennenzulernen. (Mehr Infos dazu ebenfalls auf Facebook)

Auswertungs- und Perspektivdiskussion | 18 Uhr | Admiralstraße 17
(U-Kotti)
#JGR2909

Bericht  vom  Schulstreik  des

https://www.facebook.com/revolution.berlin/?fref=ts
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Refugee  Schul-  &  Unistreik
Berlin
VON REVOLUTION BERLIN

Heute demonstrierten 3000 Schüler_Innen und Jugendliche in Berlin gegen
Rassismus und die AfD.  Bei  gutem Wetter  trugen wir  unsere Ablehnung
gegenüber neuen Verschärfungen der Asylgesetze und der staatlichen wie
gesellschaftlichen Hetzte gegen Muslime und Geflüchtete lautstark auf die
Straße.
Vom  Roten  Rathaus  aus  zogen  wir  durch  den  Prenzlauer  Berg  in  den
Wedding.

Zum Auftakt der Demo griffen wir am Roten Rathaus die rassistische Politik
der berliner Landesregierung an. Weiter ging es zum Verein „Zivile Koalition
e.V.“ welcher die antifeministischen und sexistischen Demonstrationen die
sich „Marsch für das Leben“ nennen mit  organisiert.  Der Verein ist  seit
seiner Gründung durch Beatrix von Storch ein Sporachrohr der AfD.
Kurz  danach  erreichten  wir  die  Wohnung  von  Beatrix  von  Storch.  Hier
wurden mehrere Redebeiträge über und vorallem gegen die AfD gehalten.
Vom Zionskirchplatz aus zog die Demo dann weiter zum Mauerpark. Dort
fand am 03. September ein rassistisch motivierter Angriff von ca. 200 BFC
Dynamo Fans auf eine Gruppe Kameruner_Innen statt, welche sich im Park
zum Grillen trafen. Die berliner Polizei war an diesem Abend im Mauerpark
anwesend,  doch  schritt  sie  nicht  ein,  als  die  Rassisten  angriffen.  Im
Nachhinein hat die Polizei die Vorfälle geleugnet und bestritten dass es einen
Angriff und Verletzte gegeben hätte.

Vom Mauerpark  aus  ging  es  weiter  zur  Bernauer  Straße,  wo  sich  eine
Gedenkstätte für die innerdeutsche Grenze befindet. An dieser Stelle griffen
wir  das  europäische  Grenzregime  und  das  kalkulierte  Morden  an  den
Außengrenzen der EU an. Getreu dem Motto der Demo „Keine Grenze steht
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für immer“ forderten wir sichere und legale Einreisemöglichkeiten für alle
Schutzsuchenden nach Europa!

Weiter ging es dann zur Ernst Reuter Schule, welche in den vergangenen
Jahren traurige Berühmtheit erlangt hat und ein Spielfeld für die rassistische
Bildungspolitik Berlins ist.  Wir solidarisierten uns mit den Schüler_Innen,
welche ihre festungsähnliche Schule nicht verlassen konnten, um mit uns
zusammen zu demonstrieren.
Abschließend zogen wir durch das Brunnenviertel. Hier tobt sich aktuell das
spekulative Finanzkapital aus und gentrifiziert den Kiez. Mietverträge, die
eigentlich zum sozialen Wohnungsbau gehörten, werden nicht verlängert und
die  Bewohner_Innen aus  ihrem Kiez  verdängt.  Wir  fordeten  bezahlbaren
Wohnaum für alle, nicht nur für Bonzen und deren Kinder.
Kurz darauf fand die Demo ihr Ende am Gesundbrunnen.

Unser  Block  war  mit  ca.  500  Schüler_Innen  und  vielen  afghanischen
Geflüchteten laut und kämpferisch.

Weitere Bilder vom Block findet ihr auf Facebook

Doch  was  bleibt  nach  einem  Schulstreik?  Leider  ist  die  AfD  im
Abgeordnetenhaus,  deswegen gilt  es  den Kampf  für  eine antirassistische
Alternative  direkt  an  die  Schule  zu  tragen!  Dafür  bieten  wir  euch  am
Dienstag (04.10.2016) eine Veranstaltung im A17 (Admiralstraße 17, Räume
des KPDRZ, nähe U-Kottbusser Tor)  an.  Dort wollen wir gemeinsam den
Schulstreik auswerten, einen kurzen Blick in die anderen Städte werfen um
zu sehen was noch so ging am Aktionstag von Jugend gegen Rassismus​ und
anschließend mit euch über Perspektiven diskutieren. Anschließend könnt ihr
gerne noch auf ein kühles Getränk und einen Teller veganes Essen bleiben
um uns besser kennenzulernen. (Mehr Infos dazu ebenfalls auf Facebook)

Auswertungs- und Perspektivdiskussion | 18 Uhr | Admiralstraße 17
(U-Kotti)
#JGR2909
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Elend  oder  Erfolg?  –
Antirassistischer  Widerstand  in
Deutschland
VON JAQUELINE KATHERINE SINGH

Vor zwei Jahren, in den Anfängen der rassistischen Bewegung, sind mehrere
tausende  Menschen  auf  die  Straße  gegangen,  um  den  diversen  Gida-
Protesten die Stirn zu bieten.  Mensch war auch schockiert,  als  man die
katastrophalen Bilder von der Situation an der griechischen Küste sah. Oder
war  entsetzt  und trauerte  um die  Toten,  wenn wieder  ein  Schlauchboot
unterging. Und nun? Nun sieht es bitter aus.

Die AfD ist bei den Landtagswahlen die klare Gewinnerin. Nach Heidenau
und  Frei ta l  jagt  man  nun  auch  in  Bautzen  Gef lüchtete.  Die
Gegenmobilisierungen  sind  im  Schnitt  kleiner  geworden,  größere
antirassistische Aktionen kratzen nicht mal an 10 000 Teilnehmer_Innen und
bei den Wahlen haben SPD und DIE LINKE fast überall Stimmen verloren.
Das sind Tatsachen,  die  den Ernst  der  Lage verdeutlichen sollten.  Doch
mittlerweile scheinen die Übergriffe auf Geflüchtete und ihre Heime, die
Toten im Mittelmeer und an den Außengrenzen zum Alltag zu gehören –
genauso wie die Kolleg_Innen oder Mitschüler_Innen, die die AfD gut finden.
Schließlich  bringe  die  Partei  es  mal  auf  den  Punkt  und  spreche  die
Auswirkungen der Krise an.

Seit  2014  steigt  die  Anzahl  von  Anschlägen  auf  Geflüchtete  und  ihre
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Unterkünfte drastisch. Auch die Zahl von rechten Aufmärschen, ob nun durch
besorgte Bürger_Innen, die AfD oder Nazis, ist gestiegen. Als Reaktion von
links bildeten sich anfangs lokale kleinere Bündnisse, die den Gidas die Stirn
boten.  Als  die  Geflüchteten  kamen,  gründeten  sich  auch  viele
Supporter_Innenstrukturen.  Doch  ihre  lokale  Isolation  erschwerte  eine
dauerhafte  Arbeit.  Es  folgten  zahlreiche  Antifa-Vollversammlungen,
Krisenmeetings und letzten Endes bildeten sich nach zwei Jahren bundesweit
verschiedene  Bündnisse:  „Jugend  gegen  Rassismus“,  „Aufstehen  gegen
Rassismus“,  „Nationalismus  ist  keine  Alternative“,  „Welcome2Stay“  und
„Fluchtursachen bekämpfen“.

Sicherlich,  die  Bündnisse  sind  von  unterschiedlichen  Spektren  geprägt.
Während die einen Jugendliche mobilisieren wollen, versuchen die anderen,
Supporter_Innenstrukturen zu integrieren oder als tolles Mitmach-Bündnis
zu fungieren. Eines haben sie aber alle gemeinsam: Bisher haben sie es nicht
geschafft, eine größere gesellschaftliche Relevanz zu erreichen!

Antirassistischen Widerstand aufbauen – aber
wie?

In  der  aktuellen  Situation  befinden  wir  uns  in  einer  Defensive,  die  wir
durchbrechen müssen. Dazu brauchen wir keine vereinzelten Kleinstaktionen
mit  wenigen  Tausenden,  sondern  Massenmobilisierungen,  die  eigene
Forderungen aufstellen und sich nicht nur gegen die AfD und Nazis wehren.
Es bedarf einer offenen Koordination der bestehenden Bündnisse. Zudem
müssen Kämpfe verbunden werden. Der Kampf gegen das Integrationsgesetz
betrifft Geflüchtete und Supporter_Innen. Dieser muss durch die arbeitende
Bevölkerung  und  Jugendliche  unterstützt  werden,  sonst  kann  er  nicht
erfolgreich  enden.  Anstatt  also  die  Aktionen  gegen  Rassismus  von
Geflüchteten, Jugendlichen, Lohnabhängigen etc. zu trennen, müssen wir uns
koordinieren und gemeinsam auf die Straße gehen.



Bis zur Bundestagswahl ist aber noch Zeit?

In dem Artikel „Wie weiter im Kampf gegen Rassismus und die AfD?“, der
zudem eine Auswertung der Aktion von „Aufstehen gegen Rassismus“ am 3.9.
beinhaltete, schreibt marx21: „Mit etwa 6.000 Menschen nahmen weniger an
der Demonstration teil, als ursprünglich erhofft. Vor allem zu wenige, um
tatsächlich die Stimmung in der Stadt – zwei Wochen vor den Wahlen – zu
beeinflussen.“

Schuld daran sind für sie zwei Faktoren: Einmal die Tatsache, dass die fast
sichere Bildung einer rot-rot-grünen neuen Landesregierung Berlin selber
wenig  aufgerüttelt  hätte.  Zum  anderen  der  Fakt,  dass  „die  größeren
Organisationen  verhalten  mobilisiert  haben“.  Was  diese  konkret  für
erfolgreiche  Mobilisierungen  tun  müssten,  findet  man  in  dem  Artikel
allerdings nicht. Betriebsversammlungen, die Antirassismus vor Ort auf die
Tagesordnung  setzen,  ein  Kampf  in  den  Gewerkschaften,  Geflüchtete
aufzunehmen, klare antirassistische Positionierungen seitens der Linkspartei
in Verbindung mit der sozialen Frage? Fehlanzeige. Darauf geht der Text erst
gar nicht ein.
Basismobilisierung heißt nicht, dass „freie“ Individuen sich dazu entscheiden,
sich  antirassistisch  zu  betätigen.  Viel  eher  muss  die  Basis  der  sich
beteiligenden  Bündnisorganisationen  an  den  Orten,  an  denen  sie  sich
tagtäglich vor Ort  aufhält,  antirassistische Fragen aufwerfen und zu den
Aktionen mobilisieren.

Zu anderen Bündnissen verhalten sie sich zudem auch nicht. Sehr leicht kann
man vergessen, dass die Aktion von „Jugend gegen Rassismus“ am 27. April
mit 8.000 Jugendlichen, die auf die Straße gegangen sind, größer war als die
von „Aufstehen gegen Rassismus“, ohne dass größere Jugendorganisationen
wie  die  SDAJ,  linksjugend  [’solid]  oder  der  SDS  flächendeckend  daran
beteiligt  waren  oder  dazu  aufgerufen  haben.  Auch  die  Aktion  von
„Fluchtursachen  bekämpfen“  am  29.  Oktober  in  Nürnberg  gegen  das
bayerische  Integrationsgesetz  findet  wenig  Beachtung.



Aber nicht nur seitens marx21 herrscht in der sich zuspitzenden Situation
eine abwartende Haltung. Auch die Interventionistische Linke, die übrigens
in „Welcome2Stay“ und „Aufstehen gegen Rassismus“, also in zweien der
fünf Bündnisse agiert, scheint entweder kein Interesse oder kein Konzept zu
haben, wie man in der aktuellen Situation sich gegen den zunehmenden
Rassismus wehrt.

Was heißt das konkret?

Wenn wir effektiv antirassistischen Widerstand aufbauen wollen, dann dürfen
wir uns nicht spalten lassen. Weder vom zunehmenden Rassismus noch vom
Sektierertum  der  Linken  oder  der  fadenscheinigen  Überzeugung,  dass
Geflüchtete, Jugendliche, Parteien und Autonome jeweils ihr eigenes kleines
Bündnis brauchen.
Wir brauchen zwischen den Bündnissen und den größeren Organisationen
der Arbeiter_Innenklasse eine Koordinierung ihrer geplanten Aktionen, also
eine gemeinsame Strategiekonferenz Anfang des Jahres. Dort sollte sich auf
gemeinsame Forderungen verständigt werden, die sich gegen die Angriffe
auf  Geflüchtete  seitens  der  Bundesregierung  stellen  sowie  gegen  die
Auswirkungen  der  Sparpolitik  der  letzten  Jahrzehnte  richten.

Ein weiterer Hauptpunkt müssen verbindliche Abmachungen sein, bei denen
die  unterschiedlichen  Bündnisse  eigenständig  zur  gleichen  Aktion
mobilisieren.
Tun wir das nicht und bleiben alleine bei der Aussage, dass Bündnis XZY ja
das  vielversprechendste  sei  und  dass  man  sich  diesem  einfach  nur
anschließen muss, oder hoffen darauf, dass im Zuge des Wahlkampfes zur
Bundestagswahl entweder SPD oder Linkspartei sich darauf besinnen, dass
Rassismus ja eigentlich eine ganz dumme Sache ist und „automatisch nach
links  gehen“,  werden  die  Folgen  des  Elends  des  antirassistischen
Widerstands  in  Deutschland  zu  Tage  treten.

Für eine bundesweite Aktionsplattform schlagen wir folgende Forderungen



vor:

AfD,  Pegida,  rassistischen  und  faschistischen  Mobilisierungen
entgegentreten!  Organisierte  Selbstverteidigung  und  Solidarität
gegen  rassistische  Angriffe!
Gegen  alle  Abschiebungen,  Rücknahme  aller  Verschärfungen  der
Asylgesetze! Nein zum sog. „Integrationsgesetz“, keine rassistischen
Sondergesetze wie „Burkaverbot“ oder Einschränkung des Nachzugs
von Verwandten! Bereitstellung von sicherer Unterbringung (z. B. in
Frauenhäusern) von Frauen und sexuell Unterdrückten! Für offene
Grenzen und gleiche Staatsbürger_Innenrechte für alle Geflüchteten
und Migrant_Innen! Weg mit der Festung Europa!
Recht auf Arbeit für Geflüchtete! Mindestlohn von 12,50 Euro/Stunde
f ü r  a l l e  s t a t t  8 0 - C e n t - Z w a n g s j o b s !  Ö f f e n t l i c h e s
Wohnungsbauprogramm,  Beschlagnahme  von  leerstehenden
Wohnungen  und  entschädigungslose  Enteignung  von
Immobilienspekulanten,  um  Wohnraum  für  alle  zu  schaffen!
Gewerkschaftliche  Organisierung  der  Geflüchteten!

55 Jahre Bau der Berliner Mauer
– Ein Monument der Bürokratie
Gastbeitrag der Gruppe ArbeiterInnenmacht

28 Jahre lang stand die Berliner Mauer – geschichtsträchtig wie nur wenige
Bauwerke.  Sie  war  eine  Manifestation  der  besonderen  Art,  wie  der
Stalinismus  Probleme  zu  lösen  pflegte  und  dabei  die  Interessen  der
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Arbeiter_Innenklasse  –  in  beiden  Teilen  Deutschlands  –  verriet.  Der
Mauerbau  war  ein  Glied  in  der  Kette  bürokratischer  Maßnahmen,  die
letztlich  auch  die  Grundlagen  des  Arbeiter_Innenstaats  DDR und  dessen
Entwicklung  untergruben,  auch  wenn  die  Errichtung  der  Mauer  am 13.
August 1961 ihn zunächst zu retten schien.

Die  Politik  der  SED  folgte  von  Anfang  an  den  Interessen  der  UdSSR-
Bürokratie. Deren Blockade Berlins 1948 als Reaktion auf den Bruch des
Vier-Mächte-Abkommens  der  Alliierten  durch  die  Einführung  einer
westlichen  Separatwährung  erwies  sich  nicht  nur  als  Desaster,  sondern
führte auch dazu, dass die Westmächte als Garanten für die Versorgung der
Berliner  Bevölkerung aufgewertet  wurden.  Mit  der  US-Luftbrücke  wurde
Stalins Berlin-Blockade zur Luftnummer.

Der „real existierende Sozialismus“ und die Gründung der DDR 1949 waren
nicht  auf  die  demokratische  Diskussion,  Organisierung  und  Aktion  der
Lohnabhängigen gegründet,  sondern Abwehrreaktionen der stalinistischen
Bürokratie  auf  die  von  den  USA  vorangetriebene  Westintegration.  Die
(verspätete) bürokratische Enteignung der Kapitalist_Innen als Klasse sowie
die politische Entmündigung bewirkten, dass die Arbeiter_Innenklasse die
DDR nicht oder kaum als „ihren Staat“ begriff. Dieses Dilemma zeigte sich
dann 1989 besonders deutlich, als Millionen Arbeiter_Innen schließlich die
Einführung der kapitalistischen Marktwirtschaft begrüßten – wenngleich sie
damit verschiedene soziale Illusionen verbanden.

Die  DDR  l i t t  –  wie  ganz  Osteuropa  –  immer  daran,  dass  d ie
Arbeiter_Innenklasse von der direkten Machtausübung ausgeschlossen war,
dass sie keine Rätestrukturen hatte und der Staatsapparat daher der Form
nach  ein  bürgerlicher  war,  obwohl  er  zugleich  der  Verteidigung  der
Planwirtschaft  –  allerdings  mit  bürokratischen  Methoden  –  diente.



Der Aufstand vom Juni 1953

Der  Arbeiter_Innenaufstand  in  der  DDR  1953  war  eine  Chance,  die
bürokratische  Herrschaft  zu  zerbrechen.  Doch  er  wurde  von  den
Stalinist_Innen unterdrückt und von den westdeutschen Reformist_Innen in
SPD  und  Gewerkschaften  bewusst  hintertrieben.  Beide  opferten  auf
unterschiedliche Weise die revolutionäre Dynamik zugunsten ihrer Einfluss-
und Machtinteressen.

Auslöser  für  den  Aufstand  waren  wirtschaftliche  Depressionen,  u.a.
Normerhöhungen. Doch die Bewegung der Arbeiter_Innen stellte auch rasch
politische Forderungen gegen die SED-Bürokratie auf und sandte Appelle an
ihre Klassengeschwister im Westen, dort die Kapitalist_Innen zu stürzen. Die
deutsche  Teilung  war  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  nicht  so  stark  im
Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse verankert. Aber die Schere zwischen
BRD- und DDR-Wirtschaftsentwicklung begann sich schon zu öffnen.  Das
resultierte  1.  aus  der  Unterbrechung  innerdeutscher  wirtschaftlicher
Beziehungen  (von  westlicher  Seite!),  2.  aus  der  haarsträubenden
Demontagepolitik  der  UdSSR  in  ihrem  Hoheitsgebiet  und  3.  aus  der
wachsenden Demotivierung der Arbeiter_Innen aufgrund der bürokratischen
Bevormundung.

Doch als ab Mitte der 50er Jahre die DDR ökonomisch immer weiter der BRD
hinterher hinkte, brach sich die Unzufriedenheit mit den Verhältnissen in der
DDR schon nicht  mehr in  politischen Kämpfen gegen das Regime Bahn,
sondern als „Abstimmung mit den Füßen“: eine gewaltige Fluchtwelle in die
Bundesrepublik  setzte  ein.  Die  Reaktionen  des  Regimes  darauf  waren
zunächst  ebenso  politisch  hilflos  wie  typisch  bürokratisch.  Mit  den
geänderten  Passgesetzen  von  1956  wurde  der  Straftatbestand  der
„Republikflucht“  eingeführt  und  in  der  Folge  verschärft  angewendet.
Westreisen mussten genehmigt werden, ihre Zahl sank von 2,5 Millionen
(1956) auf 700.000 (1958).



Eine „Aufklärungskampagne“ gegen die Westflucht wurde im selben Jahr von
Regime-Chef  Ulbricht  folgendermaßen  begründet:  „Vor  allem  ist  es
notwendig,  den  Menschen  zu  erklären,  warum  das  System  des
militaristischen Obrigkeitsstaats (gemeint ist die BRD) keine Zukunft hat und
warum die  Erhaltung des  Friedens die  Stärkung der  DDR erfordert  und
deshalb  kein  Arbeiter,  kein  Angehöriger  der  Intelligenz,  kein  Bauer  aus
kleinlichen wirtschaftlichen oder persönlichen Gründen in den Westen ziehen
darf.“
Dass  den  meisten  ihre  „kleinlichen  wirtschaftlichen  Gründe“,  zumal  im
Westen  relativ  problemlos  greifbar,  näher  waren  als  die  „Erhaltung  des
Weltfriedens“,  d.h.  die  Stabilisierung des stalinistischen Regimes,  musste
bald auch die DDR-Führung einsehen.

Im Sommer 1961 schwoll  der Flüchtlingsstrom rasant an.  Allein 150.000
Neuaufnahmen meldeten sich in den Auffanglagern in Westberlin. Nach dem
Aderlass vornehmlich an Fachkräften gehobener Qualifikation wie Ärztinnen
und  Ärzte,  Lehrer_Innen  oder  Ingenieur_Innen  verließen  nun  auch  viele
Bäuerinnen und Bauern, nachdem sie bis 1960 zwangskollektiviert worden
waren, das Land. Alle Wirtschaftszweige waren gefährdet. Die BRD-Politik
und  die  westlichen  Medien  ließen  natürlich  keine  Gelegenheit  aus,  die
ökonomische  Überlegenheit  des  Kapitalismus  heraus  zu  stellen  und  alle
vergesellschafteten  Errungenschaften  des  Arbeiter_Innenstaats,  z.B.
Betriebskinderkrippen, Polikliniken usw. als wider die menschliche Natur zu
diffamieren.

Die einzige Antwort, die den stalinistischen Bürokrat_Innen einfiel, waren
Maßnahmen, die weniger den Klassenfeind trafen, sondern sich gegen die
eigene  Bevölkerung  richteten:  Einschüchterung,  Verschärfung  des
Strafrechts  und  Einschränkung der  Bewegungsfreiheit.  Es  kam sogar  zu
Zwangsumsiedlungen in grenznahen Gebieten zur BRD. Die Grenzanlagen
wurden immer weiter ausgebaut.

Die Schwachstelle aber blieb Berlin, das dem Alliiertenrecht unterstand und
deren Mächte den Grenzverkehr regelten. Die Berliner Westsektoren dienten



den  Imperialist_Innen  als  kapitalistisches  Hochglanz-Schaufenster  und
propagandistischer  Brückenkopf  mit  dem Rundfunksender  RIAS  und  der
Springerpresse, von dessen Hochhaus Tag und Nacht Nachrichtenbänder in
Leuchtschrift liefen.

Die DDR-Staatsführung stand mit dem Rücken zur Wand; sie handelte am
frühen  Sonntagmorgen  des  13.  August  1961,  als  die  Geheimaktion
„Operation Rose“ anlief. Bautrupps, gesichert von Einheiten der Nationalen
Volksarmee,  sperrten  zunächst  die  wichtigsten  Verbindungswege  an  den
Sektorengrenzen  Berlins,  später  wurden  Häuser-  und  Fensterfronten
zugemauer t .  Anders  a l s  8  Jahre  zuvor  war  das  po l i t i sche
Widerstandspotenzial  in  der  DDR-Bevölkerung  jetzt  nur  noch  vereinzelt
vorhanden oder hatte resigniert. Die reale Teilung und die Erfahrungen des
gescheiterten Aufstands 1953 hatten tiefe Spuren hinterlassen.

Der Mauerbau verschaffte dem Regime eine Erholungspause, um sich wieder
festigen zu können. Zugleich markierte er auch eine Abkehr der DDR-Spitze
von  einer  gesamtdeutschen  Konzeption,  ließ  die  nationale  Frage  aber
gleichwohl  ungelöst.  Die  Mauer  war  das  Sinnbild  für  eine  unnatürliche
Teilung Deutschlands. Im Bewusstsein der Massen war es immer mit dem
Makel  behaftet,  das  hässliche  Antlitz  eines  „Unrechtsstaats“  zu
repräsentieren, der seine Bevölkerung einkerkert und diejenigen inhaftiert
oder tötet, die ihm entfliehen wollen.

Wie  hätten  sich  Revolutionär_Innen  zum
Mauerbau  verhalten?

Die  Frage  wird  heute  innerhalb  der  Linken  kaum  gestellt.  Die
Parteigänger_Innen  des  Stalinismus  u.a.  Strömungen  verteidigen  den
Mauerbau als notwendig, auch wenn ihnen die Form vielleicht Missbehagen
bereitet. Sie entblößen sich dabei oft nicht, die Ulbrichtsche offizielle Lesart
vom  „antifaschistischen  Schutzwall“  und  der  „friedenserhaltenden
Maßnahme“  gegen  „permanente  Wühltätigkeit  feindlicher  Agenten  und



unmittelbar  bevorstehendem  Einmarsch  von  NATO-Truppen“  zu
übernehmen.

Natürlich  war  der  Mauerbau  v.a.  Ergebnis  der  Unvereinbarkeit  zweier
Gesellschaftsformationen in einem Land. Dass es aber überhaupt zu dieser
Situation kam, war der antirevolutionären Politik der Stalinist_Innen wie der
SPD geschuldet, die die Enteignung der Bourgeoisie und die Zerschlagung
des  bürgerlichen Staatsapparates  in  ganz  Deutschland verhindert  haben.
Jede selbstbestimmte Form von Organisierung bzw. Übernahme von Macht
durch  die  Arbeiter_Innenklasse  wurde  blockiert  oder  bürokratisch
„entschärft“. Das Ergebnis war ein de facto schon zweigeteiltes Deutschland
lange vor dem Mauerbau: ein kapitalistischer Westen und ein degenerierter
Arbeiter_Innenstaat im Osten.

Revolutionär_Innen  mussten  natürlich  die  DDR  als  historisch  „höher“
stehende Gesellschaftsstruktur verteidigen – nicht deren bürokratische Übel,
sondern deren soziale Tugenden, v.a. aber die von der Bürokratie blockierten
sozialen Entwicklungspotentiale. Nachdem die Stalinist_Innen sich selbst in
das Dilemma manövriert hatten, dass die DDR gegenüber der BRD in der
Entwicklung nachhinkte und die  Leute massenhaft  weg wollten,  war der
Mauerbau nach ihrer Logik als „letzte“ Maßnahme notwendig.
Die  SED  argumentierte  nach  dem Mauerbau  u.a.,  dass  diese  auch  den
ökonomischen  Zweck  hatte,  die  Ausnutzung  subventionierter  Waren  und
sozialer Leistungen durch die vielen Ost-West-Pendler_Innen zu verhindern.
Zweifellos  war  das  ein  Problem,  das  jedoch  hätte  auch  anders  behoben
werden können, z.B. durch den Abbau der Subventionen und die Erhöhung
der Löhne und Sozialleistungen im selben Maße.

Revolutionär_Innen hätten – mit dem Fakt der Mauer konfrontiert – natürlich
nicht einfach für deren Abriss plädiert. Sie hätten aber sehr wohl gegen das
Grenzregime u.a. repressive bürokratische Regelungen
polemisieren müssen. V.a. aber hätten sie auf die tieferen Ursachen für deren
Entstehen verweisen und für die Revolution in ganz Deutschland eintreten
müssen – für die soziale Revolution in der BRD und die politische Revolution



in der DDR. Die Mauer wäre letztlich nur dann überflüssig geworden, wenn
die DDR bzw. der „Sozialismus“ attraktiver geworden wäre. Dazu wäre es
aber notwendig gewesen, die Bürokratie mittels einer politischen Revolution
zu stürzen.

Der Bau der Mauer war, obwohl sie kurzfristig eine Stabilisierung der DDR
bewirkte, kein Sieg, sondern eine Niederlage der Arbeiter_Innenbewegung in
Ost und West. Es hätte eine öffentliche Kampagne geführt werden müssen
mit Aufrufen an alle Arbeiter_Innenorganisationen in Ost und West, diese
Maßnahme zu diskutieren und die Frage zu stellen, wie die Grundlagen eines
wirklich  demokratischen  Arbeiter_Innenstaats  geschaffen  und  gesichert
werden  können.

Im Herbst  1989  haben  sich  historisch  zwei  Dinge  bestätigt:  1.  ist  eine
grundlegende Änderung der Verhältnisse ohne Revolution – und die „Wende“
im Herbst 1989 war der Beginn einer politischen Revolution – unmöglich; 2.
konnte  auch  die  Mauer  die  DDR  nicht  davor  bewahren,  an  ihren
stalinistischen  Geburtsfehlern  zu  Grunde  zu  gehen.
Ein halber Sozialismus in einem halben Land im Schatten der Mauer konnte
auf Dauer nicht überleben. Der Sozialismus ist international oder gar nicht!

Was tun an meiner Schule?
Ihr habt Lehrer_Innen die sich rassistisch und/oder sexistisch äußern? Ihr
habt  Probleme  mit  Lehrer_Innen,  die  ihre  Machtposition  in  der  Schule
ausnutzen und euch willkürlich bestrafen, weil ihr zu bestimmten Themen
andere  Ansichten  habt?  An  eurer  Schule  sollen  „Luxusräume“,  wie  ein
Computerraum eingespart werden? Eure Schule ist in einem miesen Zustand
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und ihr habt Angst, dass sie bald einstürzt? Euch kotzt zu Recht irgendetwas
anderes in unserem Schulsystem an?

Dann ändert etwas daran!

Doch wie soll man als Einzelperson an der Schule politisch aktiv werden?

Als erstes solltest du mit deinen Mitschüler_Innen über die Probleme reden
und ein breites Bewusstsein dafür schaffen. Denn als Kollektiv arbeitet es
sich deutlich leichter. Ihr könnt gemeinsam ein Flugblatt erstellen, welches
auf die Probleme hinweist und es an eurer Schule verteilen. Oder ihr haltet
auf dem Schulhof/ vor der Schule eine kurze Rede über das, was bei euch
schief  läuft.  Außerdem  könnt  ihr  ein  Transparent  mit  eurer  Zentralen
Forderung gestalten und dieses an der Außenwand der Schule anbringen, um
so  einen  großen  Teil  der  Schüler_Innen  und  Passant_Innen  auf  eure
Probleme aufmerksam zu machen. Ein weiteres sehr effektives Mittel ist es,
eine  Vollversammlung  über  die  Schüler_Innenvertretung  der  Schule
einzuberufen.  Auf  diesem Plenum,  bei  dem alle  Schüler_Innen anwesend
sind,  kann  man  super  die  Probleme  ansprechen  und  zu  weiteren
gemeinsamen Aktionen aufrufen. Wichtig ist es, bei der Art, den Inhalt an die
Schule zu tragen, kreativ zu sein.

Wenn du denkst, dass es auch an deiner Schule Dinge gibt, die sich ändern
müssen; werde aktiv! Falls du Unterstützung bei deinem Vorhaben brauchst,
melde dich einfach bei uns. Als bundesweite Organisation mit viel Erfahrung
in Schularbeit können wir dir garantiert helfen. Sei es beim Erstellen deiner
Flugblätter  oder  beim vorbereiten  einer  Rede.  Bei  Fragen  schreibe  uns
einfach eine Mail an: germany@onesolutionrevolution.de oder schreibe uns
bei Facebook: fb.com/onesolutionrevolution.germany
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AfD und Bundeswehr
Die Gewinnung von Jugendlichen spielt für viele politischen Organisationen
eine wichtige Rolle,  da sie häufig noch offener gegenüber verschiedenen
Positionen  sind.  Linke  werben  um  sie,  weil  Jugendliche  meistens  den
progressivsten und militantesten Teil von Bewegungen darstellen. Für rechte
Gruppen  bleibt  immerhin  noch  die  Militanz.  Also  wird  versucht  an  den
Schulen, die die Organisationszentren der Jugend sind, einen Einfluss an die
Seite  des bürgerlichen Staates  zu setzen,  in  dessen Sinne die  Schule ja
agiert. Die AfD wirbt hier nicht mit Rechtsrock-CDs, wie die Faschist_Innen
auf dem Land es tun, sondern versucht auf Podiumsveranstaltungen ihre
ekelhafte,  rassistische  und  reaktionäre  Hetze  zu  verbreiten.  Für  den
Schulgeschichtsunterricht schlägt AfD übrigens vor, sich weniger auf das 20.
und  mehr  auf  das  19.  Jahrhundert  zu  konzentrieren,  also  „die  aktuelle
Verengung  der  deutschen  Erinnerungskultur  auf  die  Zeit  des
Nationalsozialismus […] zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrachtung
aufzubrechen”,  damit  “auch  die  positiven,  identitätsstiftenden  Aspekte
deutscher  Geschichte  mit  umfasst”  werden.  Aber  auch  der  staatliche
Kriegsapparat bemüht sich, um Jugendliche für seine Sache zu gewinnen.
Allein  2014  mit  einem  Budget  von  knapp  30  Milliarden  Euro  für
‚Nachwuchswerbung‘  ausgestattet,  durfte  die  Bundeswehr  in  maroden
Schulgebäuden Schüler_Innen für die brutale Durchsetzung der Interessen
des deutschen Imperialismus bequatschen (2014: 140.000 in 8.100 Vorträgen
erreichte  Schüler_Innen,  sowie  125.000,  die  von  Jugendoffizieren  mit
besonderer  Schulung  in  politischen  Debatten  z.B.  im Unterricht  besucht
wurden). Nicht nur diese jedoch: Mittlerweile wird verstärkt auf sogenannte
Multiplikatoren gesetzt. Das sind z.B. Lehrer_Innen oder Schulleiter_Innen,
die  angequatscht  werden  und  dann,  aus  ihrer  vermeintlich  neutralen
Position, die Propaganda der Bundeswehr an die Schüler_Innen weitergeben.

Als Reaktion auf solch ungebetene Gäste beschränken sich leider viele Linke
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auf Appelle an die Lehrer_Innen oder die Schulleitung oder rücken diese
Möglichkeit zumindest an vorderste Stelle. Die Schulleitung ist allerdings
austauschbar und besitzt keinerlei demokratische Legitimierung, sodass ihre
Absage an Faschos,  Rechtspopulist_Innen oder militärische Schergen von
anderer Bedeutung ist, als die Verweigerung der gesamten Schule. Versuche
von  Schüler_Innen  selbst  derartige  Veranstaltungen  zu  verhindern,  zu
sabotieren oder dort wenigstens eine gegensätzliche Position hineinzutragen
bleiben so isoliert, individualistisch und sind oft zum Scheitern verurteilt, wie
dies bei einer AfD-Veranstaltung in Landau sehr medienwirksam der Fall
war. Dort haben Schüler_Innen die liebenswürdige Initiative ergriffen bei
einer  Veranstaltung  der  AfD-Bundesvorsitzenden  Frauke  Petry,  Zettel  im
Saal zu verteilen, die über die reaktionäre Politik der AfD aufklären sollten.
Leider waren die unorganisierten Schüler_Innen jedoch schlecht vorbereitet
und  wurden  von  Frauke  Petry  hämisch  auflaufen  gelassen.  Es  ist
grundsätzlich  falsch  sich  im  Kampf  gegen  Krieg  oder  Rassismus  auf
bürgerliche Autoritäten wie die Schulleitung zu verlassen, da diese nur nach
ihren  eigenen  Interessen  handeln  und  Schulleiter_Innen  nicht  selten
konservative Reaktionäre sind. Für uns ist es wichtig, dass wir Jugendliche
selbst  massenhafte  und  organisierte  Maßnahmen  ergreifen  und  unsere
Schulen  gegen  solche  Gestalten  verteidigen.  Dies  bringt  auch  einen
pädagogischen Effekt mit sich: Denn so lernen wir, dass wir gemeinsam stark
genug sind um uns gegen jede Autorität zu behaupten. Wir dagegen wollen
gemeinsam  mit  den  Schüler_Innen  den  politischen  und  aktionistischen
Widerstand  organisieren.  Die  davon  betroffen  sind,  sollen  selbst  die
Instrumentalisierung  ihrer  Schule  für  rassistische  oder  militaristische
Zwecke verhindern. Nur so kann die Schule dauerhaft frei davon gehalten
werden, da die Schüler_Innen, sobald sie als Kollektiv aus dem Rahmen der
sie umgebenden Herrschaftsverhältnisse ausbrechen, keiner höheren Instanz
untergeben  sind.  Hinter  dem_der  Schulleiter_In  steht  das  Schulamt  und
hinter dem Schulamt irgendwann Staat und Kapital, für welches die AfD ja
Politik macht.

Außerdem würde eine Kontrolle der Schüler_Innen über die Gäste an einer
Schule die Machtverhältnisse dort überhaupt erst in Frage stellen: Warum



sollten Schüler_Innen dann nicht  auch über  Lehrplan,  Bewertungssystem
oder Schulgebäude bestimmen? Der Kampf um diese Kontrolle würde dann
auch  die  Frage  nach  einer  schlagkräftigen  Schüler_Innengewerkschaft
aufwerfen.

Anzufangen  empfiehlt  es  s ich  mit  dem  Aufbau  einer  l inken
Schüler_Innengruppe, die linke Politik in Form von Diskussionsveranstaltung;
Flugblättern;  aber  auch direkter  Aktion  an die  Schule  tragen kann.  Der
bundesweite  Schulstreik  am 29.9.  (?)  bietet  dafür  einen  hervorragenden
Anlass. Die Schüler_Innenvertretung hat außerdem das Recht zweimal pro
Semester  eine  Vollversammlung  einzuberufen,  zu  der  sie  auch
Gastredner_Innen einladen kann,  um sich  an  die  Schüler_Innenschaft  zu
wenden.  Wenn  ihr  nicht  länger  wollt,  dass  Rassist_Innen  und
Kriegstreiber_Innen sich an eurer Schule tummeln, dann kontaktiert uns und
wir organisieren den Protest gemeinsam!
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